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Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und 
Handel

Der Ingress soll lauten:
Der Kantonsrat von Solothurn,
gestützt auf Artikel 19 Absatz 6 und Artikel 41 des Bundesgesetzes über die Arbeit in Industrie, 
Gewerbe und Handel  (  Arbeitsgesetz  ,    ArG  )   vom 13. März 19641  )   und Artikel 71 Absatz 1 der 
Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19862), nach Kenntnisnahme von Botschaft 
und Entwurf des Regierungsrates vom 24. November 2009 (RRB Nr. 2009/2162), beschliesst:

§ 2 Absatz 3 soll lauten:
3 Das  Volkswirtschaftsdepartement und  das  Amt  für  Wirtschaft  und  Arbeit  sind  befugt, 
andere staatliche Organe zur Mitwirkung beim Vollzug heranzuziehen.

§ 3 soll lauten:

Die Einwohner  - und Einheitsgemeinden   wirken beim Vollzug der Arbeitsgesetzgebung mit, 
insbesondere bei der Ermittlung der dem Arbeitsgesetz unterstellten Betriebe.

§ 5 soll lauten:

Das Amt für Wirtschaft und Arbeit ist zuständig für die Unterstellung sowie die Änderung 
oder  Aufhebung  der  Unterstellung der  industriellen  Betriebe  unter  die  besonderen 
Vorschriften des Arbeitsgesetzes.

§ 7 soll lauten:
Die Einwohner- und   Einheitsgemeinden   melden sämtliche Bau- und Einrichtungsgesuche für 
Industriebetriebe  und für nicht  industrielle  Betriebe,  welche  Arbeitnehmende beschäftigen, 
dem Amt für Wirtschaft und Arbeit. Die Einwohner- und    Einheitsgemeinden   melden   
auch die nicht industriellen Betriebe und deren Änderungen dem Amt für Wirtschaft 
und Arbeit.

1) SR 822.11.
2) BGS 111.1.



 

§ 9 Absätze 2 und 3 sollen lauten:
2 Bei Gesuchen, welche nicht industrielle Betriebe betreffen, nimmt das Amt für Wirtschaft und 
Arbeit eine Planbegutachtung vor. Diese Planbegutachtung wird als integrierter Bestandteil in 
den Bauentscheid aufgenommen.
3 Gesuche, welche industrielle Betriebe im Sinne von Artikel  5 des Arbeitsgesetzes betreffen, 
unterliegen  dem  Plangenehmigungsverfahren  gemäss  Artikel  7  Absatz  1  und  2  des 
Arbeitsgesetzes.  Das  Amt  für  Wirtschaft  und  Arbeit  führt  das  Plangenehmigungsverfahren 
durch.  Die  Stellungnahme  des  Amtes  für  Wirtschaft  und  Arbeit  bildet  Bestandteil  des 
Bauentscheids.

Titel VI. soll lauten:

VI. Sonderschutz der jugendlichen Arbeitnehmenden

§ 23 soll lauten:
Gebühren für Bewilligungen gemäss der Arbeitsgesetzgebung richten sich nach dem kantonalen 
Gebührentarif vom 24. Oktober 1979  2  ).  

Fussnote 3 zu § 24 soll lauten:
GS 83, 247 (BGS 822.12).

§ 25 soll lauten:
Als § 7  bis     (Punkt streichen)   wird eingefügt:  
§  7bis.  Alle  Geschäfte  im  Sinne  von  §  1  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  über  den 
Ladenschluss vom 25. Februar 19875) dürfen an den Sonntagen, die gemäss Artikel 19 Absatz 6 
des Bundesgesetzes über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. März 19646) vom 
Regierungsrat bezeichnet werden, offen halten.

§ 26 soll lauten:
Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. Das Gesetz unterliegt der 
Genehmigung des Bundes.

Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats.
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